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Drucksache Nr, 2718 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV S 4105 - 26/51 


Bonn, den 16. Oktober 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 213 der Fraktion des Zentrums 

Abweichung vom Umsatzsteuerreeht bei der Durchführung 
der Entflechtung 

- Nr. 2638 der Drucksachen - 


Auf die Anfrage Nr. 213 der Fraktion des 
Zentrums vom 1 . Oktober dieses Jahres 
- Nr. 2638 der Drucksachen - hier einge- 
gangen am 4. Oktober 1951 - darf ich 
folgendes erwidern; 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Das Gesetz Nr. 27 der Alliierten Hohen 
Kommission betr. Neugestaltung des deutschen 
Kohlenbergbaues und der deutschen Stahl- 
und Eisenindustrie vom 20. Mai 1950 (Amts- 
blatt der Alliierten Hohen Kommission Nr. 20 
S. 299 ff.) enthält in Artikel 7 Vorschriften 
über öffentliche Abgaben der beteiligten 
Gesellschaften für die Zeit vom Beginn bis 
zur Beendigung der Entflechtung. Dieses 
Gesetz ist auf einem nach Absatz 2 b des 
Besatzungsstatutes in der damals geltenden 
Fassung den Besatzungsmächten vor behaltenem 
Gebiet erlassen worden und geht demnach 
dem deutschen Recht, auch dem Umsatz- 
steuergesetz, vor. 

Die amtlichen englischen und französischen 
Fassungen, sowie die deutsche - nichtverbind- 
liche - Übersetzung des Artikels 7 sind in 
der Anlage beigefügt. 

Nach Absatz 1 dieser Vorschrift werden 
Steuern und sonstige öffentlichen Abgaben 
nicht erhoben bei oder aus Anlaß von: 


a) Übertragungen von Vermögensgegenständen 
nach Artikel 3 oder Artikel 4 dieses 
Gesetzes ; 

b) Gründungen von Gesellschaften auf Grund 
der Vorschriften dieses Gesetzes; 

c) sonstigen Maßnahmen, die bei Umgestal- 
tungen oder Liquidierungen auf Grund 
dieses Gesetzes getroffen werden, in dem 
Umfange, in demAusführungsbestimmungen 
zu diesem Gesetz dies vorsehen. 

Aus Absatz 3 des Artikels 7 ergibt sich, 
daß die neuen Einheitsgescllschaften erst vom 
Zeitpunkt ihrer Bildung ab als unabhängiges 
Unternehmen den Öffentlichen Abgaben aller 
Art unterliegen. 

Absatz 2 des Artikels 7 enthält für die 
Zeit vom Beginn bis zur Beendigung der 
Entflechtung den Grundsatz, daß nicht mehr 
an Steuern jeder Art zu entrichten ist, als zu 
entrichten gewesen wäre, wenn die Betriebs - 
gesellschaften, die die Vorstufen der endgültig 
zu bildenden Einheitsgesellschaften sind, wie 
bisher Tochtergesellschaften oder Betriebs- 
abteilungen der Eigentümergesellschaften geblie- 
ben wären. 

Danach ergibt sich auf dem Gebiet der Umsatz- 
steuer folgende Rechtslage: 
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I. Nicht der Umsatzsteuer unterliegen, soweit 
die Betriebsgesellschaften früher unselb- 
ständige Betriebsabteilungen der Eigen- 
tümergesellschaften waren, Lieferungen und 
Leistungen 

1. zwischen einer Eigentümergesellschaft 
und den aus ihr unmittelbar entfloch- 
tenen Betriebsgesellschaften, insbesondere 
auch Abrechnungs vor gange auf Grund 
von Betriebsbenutzungsverträgen z. B. 
Verrechnung von Betriebsbenutzungs- 
gebühren (Pacht), Übertragung von 
Vorräten und dergleichen; 

2. zwischen Betriebsgesellschaften unter- 
einander, soweit sie aus derselben Eigen- 
tümergesellschaft unmittelbar ausgeglie- 
dert worden sind. 

Diese Regelung tritt nach Artikel 7 
Absatz 3 des Gesetzes Nr. 27 für jede 
neue Einheitsgesellschaft vom Zeitpunkt 
ihrer Bildung ab außer Kraft. 

II. Der Umsatzsteuer unterliegen, sofern die 
allgemeinen gesetzlichen Voraussetzungen 
vorliegen, folgende Umsätze 

1. zwischen Betriebsgesellschaften, die aus 
verschiedenen Eigentümergesell- 
schaften entflochten sind; 


2. zwischen Eigentümergesellschaften und 
solchen Betriebsgesellschaften, die nicht 
aus diesen Eigentümergesellschaften aus- 
gliedert sind; 

3. zwischen Eigentümergesellschaften und 
Betriebsgesellschaften, die früher im 
Verhältnis von Muttergesellschaft und 
Tochtergesellschaft zueinander standen, 
und zwischen Betriebsgesellschaften der- 
selben Eigentümergesellschaft, die zu 
dieser früher ebenfalls im Verhältnis 
von Tochtergesellschaften und Mutter- 
gcsellschaft standen, auf Grund des 
Artikels II des Kontrollratgesetzes Nr. 15 
(Amtsblatt KR 1946 S. 76); 

4. alle übrigen steuerbaren Umsätze. 


Zu Frage 3: 

Der Ausfall an Umsatzsteuer, der auf Grund 
dieser Regelung des Gesetzes Nr. 27 cintritt, 
kann zurZeit mit 10-11 Millionen DM für 
ein Jahr angenommen werden. 

Schaffer 



Auszug 

aus dem Gesetz Nr. 27 der Alliierten Hohen Kommission 
bctr. Umgestaltung des deutschen Kohlenbergbaues und der deutschen Stahl- und Eisenindustrie 


Deutsche Übersetzung: 

Artikel 7 

öffentliche Abgaben 

1 . Steuern und sonstige öffentliche 
Abgaben werden nicht erhoben bei 
oder aus Anlaß von : 

a) Übertragungen von Vermögens- 
gegenständen nach Artikel 3 oder 
Artikel 4 dieses Gesetzes; 

b) Gründungen von Gesellschaften 
auf Grund der Vorschriften dieses 
Gesetzes ; 

c) sonstigen Maßnahmen, die bei 
Umgestaltungen oder Liquidie- 
rungen auf Grund dieses Gesetzes 
getroffen werden, in dem Um- 
fange, in dem Ausführungsbe- 
stimmungen zu diesem Gesetz 
dies vorsehen. 

2. Die Festsetzung von Steuern jeder 
Art, die von den in Spalte 1 des 
Anhanges D aufgeführten Betricbs- 
gesellschafrcn und von den in Spalte 
3 dieses Anhanges aufgeführten 
„Eigentümcrgescllschaftcn” zu ent- 
richten sind, darf nicht zu einem 
Gesamtbetrag führen, der die 
Summe der Steuern übersteigt, die 
zu entrichten wären, wenn alle An- 
teilsrechte an jeder Betricbsgcscll- 
schaft den Eigentümcrgcsellschaften 
gehören würden, deren Anlagen sie 
als Tochtergesellschaft betreibt. 

3. Jede neue Einheitsgesellschaft 
unterliegt vom Zeitpunkt ihrer 
gemäß den Vorschriften des Artikels 
3 und des Artikels 4 erfolgten Bil- 
dung ab den öffentlichen Abgaben 
aller Art als ein unabhängiges 
Unternehmen. 

4. Der Stahltrcuhandverband ist 
von Steuern, öffentlichen Umlagen, 
öffentlichen Abgaben oder Kosten 
befreit. 


Französischer Wortlaut: 

Article 7 

Dispositions fiscales 

1 . Aucun impöt ou droit quelconque 
ne peut etre per$u ä l’occasion : 

a) d’un transfert de biens effectu£ 
en application de l’articlc 3 ou 
de l’article 4 de la prdsente loi ; 

b) de la formation de toutc societe 
cn application de la presente loi; 

c) de toute autre mesure prise a 
Toccasion des reorganisations ou 
des lipuidations effectu^es en 
application de la presente loi 
dans la mesure prevue par les 
rcglements pris pour son appli- 
cation. 

2. Le calcul des impositions de 
toute nature ducs par les soci&es 
de gestion enumerees dans la 
colonne 1 de la liste D et les 
entreprises proprietaires enumerees 
dans la colonne 3 de cette liste ne 
devra pas faire rcssortir un montant 
exigiblc superieur au total des 
impots qui auraient etc düs si 
chaque socict6 de gestion ctait une 
filiale appartemant en totalitö aux 
entreprises dont eile exploite les 
biens. 

3. - Des qu’elle cst constituee en 
application des dispositions de 
Particle 3 et de Farticle 4 chaque 
societe nouvelle est passible des 
impots et taxes de toutes natures 
au meme titre qu’une societe inde- 
pendante. 

4. - L* Association des Trustees de 
l’Aciern’est passible d’aucum impöt, 
taxe, droit ou charge legale quel- 
conque. 


Englischer Wortlaut: 

Article 7 
Tax Provisions 

1. Taxes and other duties shall not 
be imposed upon or in respcct of : 

a) Any transfer of assets pursuant 
to Article 3 or Article 4 of 
this Law; 

b) The formation of any Company 
as provided in this Law; 

c) Any other action taken in 
connection with reorganizations 
or liquidations under this Law 
to the extent provided by 
regulations hereunder. 

2. In Computing taxes of any kind 
payable by the operating Companies 
listed in column 1 of Schedule D 
and the owning Companies listed 
in column 3 thereof, the taxes shall 
not cxceed in total the aggregate 
amount of taxes which would have 
been payable if cach operating 
Company werc the wholly owned 
subsidiary of the owning enterprises 
whose assets it is operating. 

3. Upon the formation of each new 
unit Company under the provisions 
of Article 3 and Article 4, that unit 
Company shall bc liable for taxes 
of all kinds as an independent 
enterprise. 

4. The Steel Trustee Association 
shall not be subject to any taxes, 
public levies, or any official charges 
or costs. 



